
TEIL A: PLANZEICHNUNG
Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen in den jeweils gültigen Fas-
sungen:

•	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6).

•	 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), geändert durch  Artikel 3 
des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
6).

•	 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (PlanzV) vom 
18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBI. I S. 1802).

•	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 ge-
ändert.

•	 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 5).

•	 Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. 
März 2022 (Amtsbl. I S. 648).

•	 § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zu-
letzt geändert durch  Gesetz vom 18. Januar 2023 
(Amtsbl. I S. 204).

•	 Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch Artikel 162 des Gesetzes vom 8. 
Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

•	 Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saar-
ländischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358), zuletzt geändert durch 
Artikel 260 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 
(Amtsbl. I S. 2629).

•	 Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert durch 
das Artikel 173 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2021 (Amtsbl. I S. 2629).

•	 Waldgesetz für das Saarland (Landeswaldgesetz - 
LWaldG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26. Oktober 1977 (Amtsbl. 1977 S. 1009), zuletzt 
geändert durch Artikel 161 des Gesetzes vom 8. 
Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

VERFAHRENSVERMERKE

•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Gersheim hat am 
__.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur 4. 
Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes 
„Oben am Dorf” beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

•	 Der Beschluss, diesen Bebauungsplan zu ändern 
und zu erweitern, wurde am __.__.____ ortsüb-
lich bekanntgemacht (§ 2 Abs. 1 BauGB).

•	 Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel
tungsbereich des Bebauungsplanes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegenschaftskataster überein-
stimmen.

•	 Die Öffentlichkeit wurde im Rahmen einer Unter-
richtung in der Zeit vom __.__.____ bis ein-
schließlich __.__.____ frühzeitig beteiligt (§  3 
Abs. 1 BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden, deren Aufga-
benbereich von der Planung berührt werden kann, 
wurden mit Schreiben vom __.__.____ frühzeitig 
beteiligt und von der Planung unterrichtet und um 
Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen 
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB (Scoping) aufgefordert 
(§ 4 Abs. 1 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.____ zur Stellungnahme eingeräumt.

•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Gersheim hat in 
seiner Sitzung am __.__.____ den Entwurf gebil-
ligt und die öffentliche Auslegung der 4. Änderung 
und Erweiterung des Bebauungsplanes „Oben am 
Dorf”beschlossen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Der Entwurf der 4. Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplanes „Oben am Dorf”, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung, hat in der Zeit vom 
__.__.____ bis einschließlich __.__.____ öffent-
lich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 BauGB). 

•	 Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per Mail abgegeben wer-
den können, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können, 
am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht (§ 3 
Abs. 2 BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ von der Auslegung 
benachrichtigt (§ 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 
BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine 
Frist bis zum __.__.____ zur Stellungnahme ein-
geräumt. 

•	 Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öffent-
licher Belange sowie der Bürger Anregungen und 
Stellungnahmen ein. Die Abwägung der vorge-
brachten Bedenken und Anregungen erfolgte durch 
den Gemeinderat am __.__.____. Das Ergebnis 
wurde denjenigen, die Anregungen und Stellung-
nahmen vorgebracht haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 
Satz 4 BauGB).

•	 Der Gemeinderat hat am __.__.____ die 4. Än-
derung und Erweiterung des Bebauungsplanes 
„Oben am Dorf” als Satzung beschlossen (§ 10 
Abs. 1 BauGB). Der Bebauungsplan besteht aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) so-
wie der Begründung.

•	 Die 4. Änderung und Erweiterung des Bebauungs-
planes „Oben am Dorf” wird hiermit als Satzung 
ausgefertigt.

	 Gersheim, den __.__.____  	

	 ________________
	 Der Bürgermeister

•	 Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschrif-
ten sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der Ent-
schädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 Satz 1 und 
2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die Rechtsfolgen  
des § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen worden.

•	 Mit dieser Bekanntmachung tritt die 4. Änderung 
und Erweiterung des Bebauungsplanes „Oben am 
Dorf”, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung, in 
Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

	 Gersheim, den __.__.____  	

	 ________________
	 Der Bürgermeister

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarländisches Wassergesetz)

•	 Die Entwässerung des Plangebietes erfolgt im Mischsystem. Im Zuge der Erstellung des Entwässerungskonzepts 
ist die Versickerung im Niederschlagswasser und die Nutzung von Niederschlagswasser zu prüfen.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

Dächer: 

•	 Dachaufbauten sowie die Errichtung von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie (Photovoltaik, Solare 
Wassererwärmung) auf den Dächern ist zulässig.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

1.	 ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 

1.1	SONSTIGES SONDERGEBIET; HIER: 
EINRICHTUNG FÜR MENSCHEN MIT 
ASSISTENZBEDARF (SO Assistenz 1) /  
(SO Assistenz 2)

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 11 
BAUNVO

	 Zulässig sind gem. § 11 Abs. 1 BauNVO:
	

Siehe Plan;
Gem. § 11 Abs. 1 BauNVO wird ein Sonstiges 
Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Einrichtung 
für Menschen mit Assistenzbedarf“ festgesetzt. 

Zulässig ist eine Einrichtung für Menschen mit 
Assistenzbedarf sowie bauliche Anlagen, die der 
Einrichtung für Menschen mit Assistenzbedarf dienen 
und dieser Nutzung räumlich und funktional zugeordnet 
sind. Hierzu zählen Gruppenräume, Mehrzweckräume, 
Funktionsräume, Kantine, Nebenräume, Verwaltungs-
räume, Sozialräume, Sanitärräume, Gästehäuser für 
Angehörige, Stellplätze, Spielplatz, etc.

2.	 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1	GRUNDFLÄCHENZAHL
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird gem. §  9 Abs.  1 
Nr.  1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und Abs. 4 BauNVO 
auf 0,9 festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflä-
chen von

1.	 Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2.	 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3.	 bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberflä-

che, durch die das Baugrundstück lediglich unter-
baut wird,

mitzurechnen. Die festgesetzte GRZ bezieht sich aus-
drücklich auf die Gesamtfläche der Sonstigen Sonder-
gebiete (SO Assistenz 1 und SO Assistenz 2).

2.2	GESCHOSSFLÄCHENZAHL 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Geschossflächenzahl (GFZ) wird im SOAssistenz 1  gem. 
§ 20 Abs. 2 BauNVO auf 2,4 festgesetzt.

2.3	ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 BauNVO als Höchstmaß festgesetzt. 

3. 	 BAUWEISE
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 22 

BAUNVO

Siehe Plan.
Als Bauweise wird gem. § 22 Abs. 3 BauNVO eine 
offene Bauweise (o) festgesetzt. In der offenen Bau-
weise sind Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zu 
errichten. 
Im SOAssistenz 2 sind ausschließlich Einzelhäuser zulässig.

4.	 ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE  
	 GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M.  

§ 23 ABS. 3 BAUNVO

Siehe Plan.
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür-
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen definierten Standortes 
zu errichten.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend. 

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können. (z.B. Stellplätze, Garagen, 
Carports).

5.	 ÖFFENTLICHE VERKEHRSFLÄCHE
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

6.	 FLÄCHE FÜR VERSORGUNGSANLAGEN MIT 
DER ZWECKBESTIMMUNG TRAFOSTATION

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB

Siehe Plan.

7.	 VERSORGUNGSFLÄCHEN / -ANLAGEN
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB I.V.M. § 14 

ABS. 2 BAUNVO

Nebenanlagen, die der Versorgung des Gebietes mit 
Elektrizität dienen, sind innerhalb des Geltungsbereichs 
des Plangebietes, auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig, auch soweit für sie keine 
besonderen Flächen festgesetzt sind.

8. 	 UNTERIRDISCHE 
VERSORGUNGSLEITUNGEN; HIER:  
20-KV-KABEL / WASSERLEITUNG / KANAL / 
TELEKOMMUNIKATIONSKABEL

	 GEM. § 9 ABS.1 NR. 13 BAUGB

Siehe Plan.

9.	 PRIVATE GRÜNFLÄCHE 
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB

Siehe Plan.

Die Grünfläche dient dem Erhalt des FFH-Lebensraums 
6510.

10.	 MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB Um den Bestand der privaten Grünfläche als FFH-

Lebensraum 6510 im Erhaltungszustand A langfristig 
zu erhalten, ist diese durch eine 1-schürige Mahd zu 
bewirtschaften. Frühster Mahdtermin ist der 01.07. 
Eine Düngung der Fläche ist nicht zulässig.

Vermeidungsmaßnahmen

V 1: Gehölzrodung außerhalb der Brut- und Setzzeiten
Die Rodung und der Rückschnitt von Gehölzen darf 
gem. § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG nur außerhalb der 
Brut- und Setzzeiten im Zeitraum vom 1. Oktober 
bis 28. Februar erfolgen. Damit wäre der Schutz von 
Gelegen und Nestlingen der europäischen Vogelarten 
hinreichend sicher gewährleistet.

V 2: Gehölzschutz/Baumerhalt
Gem. der aktuellen Planung kann der (junge) 
Obstbaumbestand erhalten bleiben. Ggfs. sind geeig-
nete Baumschutzmaßnahmen (Bauzaun, Rückschnitt, 
ggfs. Stammschutz) auszuführen. Die DIN 18 920,
RAS-LP 4 und ZTV-Baumpflege (insb. Pkt. 3.5) der FLL 
sind zu beachten.

V 3: Bodenarbeiten
Gem. §§ 1a Abs. 2 BauGB und § 7 BBodSchG ist auf 
einen sparsamen, schonenden und fachgerechten 
Umgang mit Boden zu achten. Die Bodenarbeiten 
sind nach den einschlägigen Vorschriften der DIN 
18 915 („Vegetationstechnik im Landschaftsbau – 
Bodenarbeiten“) durchzuführen.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB + BAUNVO)

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

SO
Assistenz

SONSTIGES SONDERGEBIET; HIER: EINRICHTUNG FÜR MENSCHEN MIT ASSISTENZBEDARF (SOASSISTENZ 1 ) / (SOASSISTENZ 2 )
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 11 BAUNVO)

GRZ GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

GFZ GESCHOSSFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 BAUNVO)

III ZULÄSSIGE ZAHL DER VOLLGESCHOSSE ALS HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 20 ABS. 1 BAUNVO)

o OFFENE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

E
BAUWEISE/ HAUSFORM; HIER: EINZELHÄUSER
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

ÖFFENTLICHE VERKEHRSFLÄCHE
(§ 9 ABS.1 NR. 11 BAUGB)

FLÄCHE FÜR VERSORGUNGSANLAGEN MIT DER ZWECKBESTIMMUNG TRAFOSTATION
(§ 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB)

UNTERIRDISCHE VER- UND ENTSORGUNGSLEITUNGEN; HIER:  20-KV-KABEL / WASSERLEITUNG / KANAL / TELEKOMMUNIKATIONSKABEL
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB)

p PRIVATE GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB)

lr,gr,fr MIT GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHTEN ZU BELASTENDE FLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB)

ERHALTUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB)

Art der baulichen 
Nutzung

Vollgeschosse

Grundflächenzahl
Geschossflächen-

zahl

Bauweise
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Bei der Erschließung sind die vorhandenen Oberböden 
abzutragen, fachgerecht zwischenzulagern und an den 
zu begrünenden Freiflächen wieder einzubauen. Zuvor 
sind verdichtete Unterböden wieder aufzulockern.
Überschüssige Oberböden sind an anderer Stelle zu 
verwerten. Die DIN 19731 und 19639 sind zu beach-
ten.
Aufgrund der erhöhten Verdichtungsempfindlichkeit sind 
Bauarbeiten nach längeren Niederschlagsereignissen 
zu vermeiden. Auf den strengen bauzeitlichen Schutz 
der Flächen außerhalb des vorgesehenen neuen 
Sondergebietes wird hingewiesen.
Auf die im Bebauungsplan als Hinweis aufgeführten 
Sicherheitsvorkehrungen zum Denkmalschutz wird an 
dieser Stelle ebenfalls verwiesen.

V 4: Minimierung der Versiegelungsgrades
Fußwege, Stellplätze und Carports sind mit ver-
sickerungsfähigen Belägen (nach Möglichkeit als 
Schotterrasen) anzulegen.

V 5: Grundwasserschutz während und nach der 
Bauausführung
Während der Bauausführung und nach Fertigstellung 
der Baumaßnahmen muss der Schutz des Grundwassers 
stets gewährleistet sein. Die festgelegten Verbote und 
Handlungseinschränkungen der geltenden WSGVO 
sind ebenso wie die entsprechen-den Bestimmungen 
des DVGW-Arbeitsblattes W-101 - Richtlinien für den 
Trinkwasserschutzgebiete - vollumfänglich einzuhal-
ten. In Bezug auf Nr. 17 der VO (Erdaufschlüsse mit 
Verminderung der Deckschichten) ist vor Baubeginn zu 
klären, inwieweit Deckschichten ohne hydrogeologi-
schen Unbedenklichkeitsnachweis wie tief abgetragen 
werden dürfen.

Bei der baulichen Umsetzung sind die folgenden 
Hinweise beachten:
•	 Berücksichtigung der Auflagen für Baumaßnahmen 

innerhalb der WSZ III (DVGW-Richtlinien, 
Arbeitsblatt W 101), des Arbeitsblattes ATV-
DVWK-A-142, Kap. 3.3 und die Auflagen für die 
Errichtung von Kanälen und Entwässerungsbau-
werken in Wasserschutzgebieten (ATV-
DVWKA-157)

•	 Baustelleinrichtung nach Vorgabe (aus-schließlich 
auf befestigten Flächen)

•	 Vermeidung oder Sicherung der Lagerung von 
wassergefährdenden Stoffen in wannengesicher-
ten Behältern

•	 Betankung und Reparaturarbeiten nur auf befestig-
ten Flächen innerhalb eines definierten Baulagers

•	 Sicherung aller Baumaschinen gegen Tropfverluste 
und auslaufende Kraftstoffe und Öle

•	 Verwendung von Bioschmiermitteln und Bio-
Hydraulikölen

•	 Vorhalten von Bindemitteln
•	 Detaillierter Arbeitsplan und Einweisungstermin 

auf der Baustelle
•	 Aufstellen eines Alarmplanes
•	 Im Fall eines Unfalls mit wassergefährdenden 

Stoffen sind die Stadtwerke Bliestal GmbH und das 
LUA unverzüglich zu informieren

Kanalbaumaßnahmen sind gemäß den 
“Richtlinien für den Bau von Abwasseranlagen in 
Wasserschutzgebieten“ (DWA A 142, Stand Januar 
2016) auszuführen. Für Sauberkeits-, Trag- oder 
Dränschichten, für die Verfüllung von Arbeitsräumen 
(Kanalgraben, Baugruben usw.) sowie für den Unter- 
und Oberbau von Verkehrs- und Parkplatzflächen darf 
nur Material verwendet werden, das keine auslaug-
baren wassergefährdenden Bestandteile enthält bzw. 
Material, das der Ein-bauklasse 0 der LAGA Mitteilung 
M20 entspricht. 
Die einschlägigen Regelungen der Verordnung über 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
(AwSV) in der je-weils aktuellen Fassung sind zu beach-
ten. Es dürfen nur Anlagen verwendet werden, die mit 
einer Rückhalteeinrichtung ausgerüstet oder doppel-
wandig ausgeführt und mit einem Leckanzeigegerät 
ausgerüstet sind. Die Rückhalteeinrichtung muss das 
gesamte in der Anlage vorhandene Volumen aufneh-
men können.“

Minimierungsmaßnahmen

M 1: Pflanzmaßnahmen, Gestaltung der Grünflächen
Der Bebauungsplan umfasst einen ca. 3.620 m² 
großen Teilbereich eines registrierten FFH-LRT 6510 
im Erhaltungszustand A (BT-6809-10-0722). Um den 
Eingriff in den FFH-Lebensraum so gering wie möglich  
zu halten, wurde auf eine raumgreifende Ausgestaltung 
von Freianlagen um das Schulgebäude verzichtet. Die 
im Bebauungsplan als Grünfläche festgesetzte Fläche 
bleibt in der jetzigen Form bestehen und soll weiter 
extensiv bewirtschaftet werden. Es ist sicherzustellen, 
dass die ausgewiesene Grünfläche weder durch die 
Bauarbeiten noch langfristig durch den Schulbetrieb 
beeinträchtigt wird.
Zur dauerhaften Sicherung ist das Schulgelände daher 
durch einen ortsfesten Zaun von der Grünlandfläche 
abzugrenzen. Der Zaun ist bereits vor Beginn der 
Bauarbeiten zu errichten oder die Grünlandfläche 
während der Bauarbeiten durch einen Bauzaun vor 
Befahren zu schützen.

M 2: Anbringen von Nisthilfen bzw. künstlichen 
Fledermausquartieren
Auch wenn artenschutzrechtlich begründete 
Kompensationsmaßnahmen nicht erforderlich sind, 
wird dennoch vorgeschlagen, an dem geplan-
ten Erweiterungsgebäude künstliche Nisthilfen für 
Gebäudebrüter anzubringen, sofern die baulichen 
Strukturen keine Nistmöglichkeiten (in Form von 
Überständen, Nischen, Halbhöhlen o.ä.) zur Verfügung 
stellen. Für den Haussperling eignen sich beispiels-
weise Mehrfachvorrichtungen in Form aneinander-
gereihter Höhlenbrüterkästen. Hierbei besteht auch 
die Möglichkeit die Nisthilfen konstruktiv, z.B. durch 
Einbausteine, in die Fassade einzubinden.

M 3: Ökologische Baubegleitung
Zur Vermeidung arten- und naturschutzrechtlicher 
Verbotstatbestände im Sinne der §§ 19 und 44 
BNatSchG ist bei der baulichen Umsetzung ein 
Fachgutachter mit der Umweltbaubegleitung zu beauf-
tragen. Der Fokus liegt hierbei auf der Einhaltung der 
Baugrenzen und der Vermeidung der Beeinträchtigung 
der angrenzenden FFH-LRT Fläche (Einhaltung 
Befahrverbot, Bauzaun) sowie der Umsetzung der 
Ausgleichsmaßnahmen.

11.	 MIT GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHTEN 
ZU BELASTENDE FLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB 

Siehe Plan

Für die innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches 
bestehenden 20-kV-Mittelspannungskabelleitungen 
werden zugunsten des Betreibers die Flächen inner-
halb eines Streifens von einem Meter beidseitig der 
Leitung (insgesamt 2 m) als mit einem Geh-, Fahr- und 
Leitungsrecht zu belasten festgesetzt. 

Die im Bebauungsplan dargestellten Kabelleitungen 
können Abweichungen gegenüber dem tatsächlichen 
Bestand aufweisen. Die tatsächliche Lage und somit 
auch die Leitungsrechte ergeben sich allein aus der 
Örtlichkeit. 
Die Herstellung/Änderung von baulichen Anlagen und 
Nebenanlagen sowie Anpflanzungen innerhalb der 
ausgewiesenen Schutzstreifen der Kabelleitungen ist 
nicht gestattet und alle ober- und unterirdischen lei-
tungsgefährdenden Maßnahmen sind unzulässig.

12	 ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, 
STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25A BAUGB

Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind als 
intensiv begrünte Gartenflächen anzulegen, sofern sie 
nicht für Zufahrten, Stellplätze, Wege und Terrassen 
oder weitere Nebenanlagen benötigt werden. Zulässig 
sind alle Maßnahmen, die geeignet sind, eine anspre-
chende Durchgrünung und eine harmonische und 
optisch ansprechende Einbindung in das umgebende 
Siedlungsbild zu erreichen, so dass ein harmonisches 
Gesamtbild entsteht. 

DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT
Stand Katastergrundlage 15.09.2021

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. Durch Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. Demzufolge kann die 
Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit der zugrunde gelegenen, analogen Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten entnommen, muss für jede weitere 
Verwendung beachtet werden, dass die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten (Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind 
unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen. (Quelle: LVGL); Digitale Kartengrundlage: Landesamt für Vermessung, Geoinformation und Landentwicklung.
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BEBAUUNGSPLAN  
„OBEN AM DORF, 3. ÄNDERUNG“ (2013) 

Rote Balkenlinie = Geltungsbereich 4. Änderung; Quelle: Gemeinde Gersheim; Bearbeitung: Kernplan GmbH; Maßstab: 1:2.000

BEBAUUNGSPLAN  
„OBEN AM DORF, 2. ÄNDERUNG“ (2006) 

Rote Balkenlinie = Geltungsbereich 4. Änderung; Quelle: Gemeinde Gersheim; Bearbeitung: Kernplan GmbH; Maßstab: 1:2.000
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Trinkwasserschutz

•	 Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Schutzzone III des mit Verordnung vom 24. August 1990 
festgesetzten Trinkwasserschutzgebietes „Bliestal“ (C 35) zu Gunsten der Wasserwerk Bliestal GmbH, 
Hohenzollernstraße 104-106, 66117 Saarbrücken. Die entsprechenden Richtlinien und Auflagen sind zu 
beachten

Waldabstand

•	 Gem. § 14 Abs. 3 LWaldG ist bei der Errichtung von Gebäuden auf waldnahen Grundstücken ein Abstand 
von 30 Metern zwischen Waldgrenze und Außenwand des Gebäudes einzuhalten. Die gleichen Abstände 
sind bei der Neubegründung von Wald zu Gebäuden einzuhalten. Durch die Erweiterung bestehender Ge-
bäude dürfen die gemäß Satz 1 einzuhaltenden Abstände nicht verkürzt werden. Die Forstbehörde geneh-
migt Ausnahmen von dem gemäß Satz 1 einzuhaltenden Abstand, wenn 

1.	der Eigentümer des zu bebauenden Grundstücks zugunsten des jeweiligen Eigentümers des von der 
Abstandsunterschreitung betroffenen Grundstücks eine Grunddienstbarkeit mit dem Inhalt bestellt, die 
forstwirtschaftliche Nutzung des von der Abstandsunterschreitung betroffenen Grundstücks einschließ-
lich sämtlicher Einwirkungen durch Baumwurf zu dulden und insoweit auf Schadensersatzansprüche 
aus dem Eigentum zu verzichten und 

2.	aufgrund der Standortgegebenheiten, insbesondere der Geländeausformung, der Waldstruktur sowie 
der Windexposition keine erhöhte Baumwurfgefahr besteht.

Dem Antrag auf Genehmigung einer Ausnahme ist ein Plan beizufügen, aus dem die Flurstücksbezeich-
nung des Grundstücks sowie die genaue Lage des zu errichtenden Gebäudes auf dem Grundstück hervor-
gehen. 

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME
(§ 9 ABS. 6 BAUGB)

Verfahren

•	 Der Bebauungsplan „Oben am Dorf, 4. Änderung und Erweiterung“ ersetzt innerhalb seines Geltungsbereiches 
die Bebauungspläne „Oben am Dorf, 2. Änderung“ (2006) und „Oben am Dorf, 3. Änderung“ (2013).

Vorschriften zu erneuerbaren Energien

•	 Es sind die zum Zeitpunkt der Antragsstellung auf Baugenehmigung oder Genehmigungsfreistellung jeweils 
geltenden Vorschriften zur Installation erneuerbarer Energien zu beachten, welche über die Vorgaben dieses 
Bebauungsplans hinausgehen können.

Altlasten

•	 Sind im Planungsgebiet Altlasten oder altlastverdächtige Flächen bekannt, oder ergeben sich bei späteren 
Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländisches 
Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz in seiner 
Funktion als Untere Bodenschutzbehörde zu informieren.

Denkmalschutz

•	 Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betrof-
fen, jedoch befinden sich in der Umgebung des Planungsgebietes Grabhügel.. Auf die Anzeigepflicht von 
Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) wird hingewiesen. Zudem wird auf 
§ 28 SDschG (Ordnungswidrigkeiten) hingewiesen.

Kampfmittel

•	 Nach Auswertung der vorliegenden Unterlagen sind im Planungsbereich keine konkreten Hinweise auf mög-
liche Kampfmittel zu erkennen. Sollten wider Erwarten Kampfmittel gefunden werden, so sind die zuständige 
Polizeidienststelle und der Kampfmittelbeseitigungsdienst unverzüglich zu verständigen.

Hochwasser / Starkregen

•	 Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse aufgrund von 
Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von mög-
lichen Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und 
Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

Deutsche Telekom Technik GmbH 

•	 Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikationslinien 
vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu 
den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen 
und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit freigehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet 
und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. 

•	 Bei Konkretisierung der Planungen ist eine Planauskunft und Einweisung von der zentralen Planauskunft 
Südwest einzufordern. 

•	 Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 

•	 Sollte an dem betreffenden Standort ein Anschluss an das Telekommunikationsnetz der Telekom benö-
tigt werden, bittet die Telekom zur Koordinierung mit der Verlegung anderer Leitungen sich rechtzeitig in 
Verbindung zu setzen.

Pfalzwerke Netz AG 

•	 Im Plangebiet befinden sich unterirdische Stromversorgungseinrichtungen, die in der Planzeichnung 
nicht ausgewiesen sind. Die tatsächliche Lage dieser Versorgungseinrichtungen ergibt sich allein aus der 
Örtlichkeit. 

•	 Das Erfordernis von Maßnahmen zur Sicherung/Änderung dieser Versorgungseinrichtungen im Zusammenhang 
mit Erschließungs- und Baumaßnahmen ist frühzeitig mit dem Leitungsbetreiber abzuklären. 

•	 Der Träger der Versorgung des Plangebiets mit elektrischer Energie ist für Planung und Bau zur Erweiterung/
Anpassung des bestehenden Leitungsnetzes frühzeitig über den Beginn und Ablauf der Erschließungs- und 
Baumaßnahmen zu unterrichten. 

•	 Bei Anpflanzungen von Bäumen und tiefwurzelnden Sträuchern im Bereich unterirdischer Versorgungsleitungen 
sind die Abstandsvorgaben der geltenden technischen Regelwerke (z.B. „Merkblatt Bäume, unterirdische 
Leitungen und Kanäle“ der Forschungsgesellschaft für Straßen und Verkehrswesen) zu beachten. Bei 
Nichteinhaltung der dort angegebenen Abstandsvorgaben sind auf Kosten des Verursachers, in Absprache 
mit dem jeweiligen Versorgungsträger, geeignete Maßnahmen zum Schutz der Leitungen (z.B. Einbau von 
Trennwänden) zu treffen.

Die Einsicht in die verwendeten Normen und Richtlinien ist im Bauamt der Gemeinde Gersheim  
möglich.

HINWEISE

LAGE AUSGLEICHSFLÄCHEN

Rote Linien = Ausgleichsflächen; Quelle: Umweltbericht, ARK Umweltplanung und –consulting, Paul-Marien-Straße 18, 66111 
Saarbrücken; ohne Maßstab

Für die Anpflanzungen sind Gehölze einheimische und 
regionaltypische Arten der Pflanzliste zu verwenden. 
Je 200 m2 angefangener, nicht überbauter Grund-
stücksfläche ist mindestens 1 hochstämmiger Obst-
baum oder einheimischer und regionaltypischer 
Laubbaum-Hochstamm mit einem Stammumfang 
von mindestens 16-18 cm zu pflanzen und möglichst 
dauerhaft, mindestens jedoch für 20 Jahre zu erhal-
ten.
Je 4 Stellplätze ist im Bereich SOAssistenz 1 nordöst-
lich der öffentlichen Straßenverkehrsfläche (Be-
reich der Erweiterung des Bebauungsplanes) 
mindestens ein standortgerechter Laubbaum-
hochstamm (Pflanzqualität: 3xv., Stu 16/18) an-
zupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Aus-
fälle sind durch gleichartige Bäume zu ersetzen.

Für die Hochstämme sind folgende Arten zu verwen-
den (Vorschlagsliste):

•	 Hainbuche (Carpinus betulus),
•	 Stiel-/Trauben-Eiche (Quercus robur/petraea),
•	 Vogelkirsche (Prunus avium),
•	 Vogelbeere (Sorbus aucuparia),
•	 Winter/Sommerlinde (Tilia cordata/platyphyllos) 

Traubenkirsche (Prunus padus),
•	 Walnuss (Juglans regia),
•	 Ahorn (Acer pseudoplatanus/platanoides/campes-

tre)
Hochstämmige Obstbäume:
Der Verband der Gartenbauvereine Saarland-Rhein-
land-Pfalz e.V. hat auf seiner Internetseite eine Liste 
mit empfehlenswerten Apfel- und Birnensorten veröf-
fentlicht. Obstbäumen sind daneben ausführlich in der 
Broschüre„Obstsorten für den Streuobstbau in Rhein-
land-Pfalz“ (2003) beschrieben. 

Bei allen Baumpflanzungen sind die Empfehlungen 
der FLL (Empfehlungen für Baumpflanzungen, Teil 1 
- Planung, Pflanzarbeiten, Pflege, 2. Ausgabe 2015, 
Teil 2 Standortvorbereitungen für Neupflanzungen, 
Pflanzgruben und Wurzelraumerweiterung, Bauweisen 
und Substrate, 2. Ausgabe 2010 sowie die Gütebe-
stimmungen für Baumschulpflanzen) ebenso wie die 
einschlägigen DIN Normen (DIN 18916 (Vegetations-
technik im Landschaftsbau, Pflanzen und Pflanzarbei-
ten) zu beachten. Bei Baumpflanzungen muss grund-
sätzlich die offene oder mit einem dauerhaft luft- und 
wasserdurchlässigen Belag versehene Fläche (Baum-
scheibe) mindestens 5,0 m² betragen sowie eine Min-
destbreite von 2,0 m aufweisen.

Für Gehölzanpflanzungen sollten auf der Grundlage 
des § 40 BNatSchG gebietsheimische Gehölze mit der 
regionalen Herkunft „Westdeutsches Bergland und 
Oberrheingraben“ (Region 4) nach dem „Leitfaden 
zur Verwendung gebietseigener Gehölze“ (BMU, Ja-
nuar 2012) verwendet werden.
Zur Einsaat von Wiesenflächen sollten keine Stan-
dard-Saatgutmischungen für Landschaftsrasen (RSM) 
sondern auf Grundlage des § 40 BNatSchG nur zerti-
fizierte gebietsheimische Saatgutmischungen mit der 
regionalen Herkunft „Oberrheingraben mit Saarpfäl-
zer Bergland (Region 6) verwendet werden.“

Die Baumpflanzungen sind dauerhaft zu sichern und 
Ausfälle durch gleichartige Bäume zu ersetzen.

13. 	ERHALTUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN

	 GEM. 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB

Siehe Plan.
Die Gehölzstrukturen und sonstigen Bepflanzungen 
innerhalb des entsprechend gekennzeichneten Berei-
ches sind zu erhalten.

14. 	EXTERNE AUSGLEICHSMASSNAHMEN
	 GEM. § 9 ABS. 1A BAUGB

Es ergibt sich der Bedarf für den Ausgleich eines öko-
logische Bilanzdefizit von 53.050 ökologischen Wert-
einheiten.
Um eine Freistellung von der Umwelthaftung zu er-
möglichen, werden als notwendiger Ausgleich ent-
sprechende externe Ausgleichsmaßnahmen auf Flur-
stück 2882/2, 2927, 3173, 3174, 3175, 3186 und 
3187 in der Gemarkung Breitfurt (Stadt Blieskastel) 
festgelegt. Es handelt sich hierbei um Eigentumsflä-
chen des Neukahlenbergerhofes (Aussiedlerhof der 
Neuen Haus Sonne gGmbH) im gleichen Naturraum. 

Die Kostenübernahme, das Flächeneigentum bzw. die 
dingliche Berechtigung, sowie der Vollzug des exter-
nen Ausgleichs wird gem. § 1a Abs. 3 Satz 4 i.V.m. § 
11 BauGB zwischen dem späteren Bauherrn und der 
Plangeberin durch einen städtebaulichen Vertrag ge-
sichert.

Entwicklungsziel ist eine untergrasreiche Salbei-Glatt-
haferwiese des FFH-Lebensraumtyps 6510 im Erhal-
tungszustand A bzw. mind. BPlus. Die Maßnahme gilt 
gleichzeitig als Ausgleich gem. § 30 Abs. 4 BNatSchG 
und ist ausreichend, das Bilanzdefizit i.S.d. Eingriffsre-
gelung vollständig auszugleichen. 

Maßnahme A 1: 
Entwicklungsziel ist der FFH-LRT 6510 im Erhaltungs-
zustand A. Auf der Fläche ist die Düngung zunächst 
komplett einzustellen. Um eine rasche Entwicklung 
des Zielbestandes zu erreichen, wird Heumulch aus 
geeigneten Spenderflächen auf die Maßnahmenfläche 
übertragen. Vorzugsweise ist das Mahdgut aus der 
benachbarten LRT-Fläche (6510 BPlus) zu werben und 
dann direkt auf die Maßnahmenfläche aufzutragen 
(Absprache, ggfs. vertragliche Regelung mit Flächen-
eigentümer/Bewirtschafter erforderlich). Alternativ 
stehen auch aus dem Flächenpool des Neukahlen
bergerhofes als LRT 6510 A oder BPlus qualifizierte 
Spenderflächen zur Verfügung (z.B. Gemarkung Breit-
furt, Flurstücke 752, 756, 757, 793, 802/2, 803 und 
805).
Zudem soll versucht werden, die wertgebenden und 
auf der benachbarten Spenderfläche fehlenden Ar-
ten (Hufeisenklee, Wundklee, Zittergras, Stengellose 
Kratzdistel) aus der Eingriffsfläche in Walsheim in die 
Maßnahmenfläche A1 manuell zu übertragen. Vorge-
schlagen wird der Einsatz eines Wiesensamenernters 
(„ebeetle“). Die Samen der wenigen Exemplare der 
besonders geschützten Hummelragwurz können auch 
manuell übertragen werden. Vor dem Auftrag wird die 
Empfängerfläche streifenweise aufgefräst oder ge-
grubbert.

Maßnahme A 2: 
Die Maßnahmenfläche wird aus der bestehenden Rin-
derweise abgetrennt. Die Vorgehensweise erfolgt hier 
analog zu A1, d.h. Übertragung von Heumulch aus 
geeigneten Spenderflächen. Die Entwicklungsprog-
nose ist hier aufgrund fehlender hochwertiger Nach-
barflächen nicht ganz so günstig wie bei A1, das Ent-
wicklungsziel eines günstigen Erhaltungszustands (B) 
ist jedoch erwartbar.
Bewirtschaftungsmaßnahmen:
Auf beiden Flächen (A 1 und A 2) wird entsprechend 
der Bewirtschaftung im Eingriffsraum folgendes 
Mahdregime festgelegt: 1-2-schürige Mahd, Erst-
mahd nicht vor dem 15. Juli mit Austrag Mahdgut.
Um die Qualität der anvisierten Ausprägung als ma-
gere Flachlandmähwiese (LRT 6510 A/BPlus) zu er-
reichen, ist von einer Düngung, auch mit organischem 
Festdünger, abzusehen. 
Das Entwicklungsziel wird in angemessenen Zeitab-
ständen (Vorschlag: im 2. und 5. Jahr) überprüft, in-
dem der Bestand vegetationskundlich erfasst und die 
Ergebnisse dem LUA zur Prüfung vorgelegt werden. Je 
nach Etablierung des Zielartenspektrums ist die Heu-
mulcheinsaat zu einem späteren Zeitpunkt auf vorher 
gegrubberten oder aufgefrästen Streifen zu wiederho-
len.

15.	 GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.


